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ÄNDERUNGSANTRAG 
 
der Fraktionen der FDP und CDU 
 

zu der Beschlussempfehlung des Finanzausschusses (4. Ausschuss) 
- Drucksache 8/804 - 
 

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung 
- Drucksache 8/600 - 
 
 
Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern für die Haushaltsjahre 2022 und 2023 (Haushalts-
gesetz 2022/2023) 
 
 
und der Unterrichtung durch die Landesregierung 
- Drucksache 8/598 - 
 
 
Mittelfristige Finanzplanung des Landes Mecklenburg-Vorpommern  
einschließlich Investitionsplanung 
 
 
hier:  Einzelplan 04 

Geschäftsbereich des Ministeriums für Inneres,  
Bau und Digitalisierung 

 

 

 

 

Der Landtag möge beschließen: 

 

1. In Einzelplan 04  Ministerium für Inneres, Bau und Digitalisierung 

Stellenplan zu 

Kapitel 0411  Fachhochschule für öffentliche Verwaltung, Polizei und 

Rechtspflege 

Titel 428.01  Stellen für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 

 

werden zusätzlich zwei Stellen E14 ausgebracht. 
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2. In Einzelplan 04  Ministerium für Inneres, Bau und Digitalisierung 

Kapitel 0411  Fachhochschule für öffentliche Verwaltung, Polizei und 

    Rechtspflege 

Titel 428.01   Entgelte für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 

 

wird der Ansatz für das Jahr 2022 um 148,4 TEUR von 5 326,3 TEUR auf 5 474,7 TEUR 

und für das Jahr 2023 um 152,4 TEUR von 5 394,0 TEUR auf 5 546,4 TEUR erhöht. 

 

3. Die Deckung der Mehrausgaben erfolgt durch die entsprechende Erhöhung in 

 

Einzelplan 11  Allgemeine Finanzverwaltung 

Kapitel 1111  Sonstige allgemeine Einnahmen und Ausgaben  

Titel 359.01  Entnahmen aus der Ausgleichsrücklage 

 

in den Jahren 2022 und 2023. Der Ansatz wird im Haushaltsjahr 2022 von 463 365,6 TEUR 

um 148,4 TEUR auf 463 514,0 TEUR und im Haushaltsjahr 2023 von 218 875,0 TEUR um 

152,4 TEUR 219 027,4 TEUR erhöht. 

 

In der Titelerläuterung zu 1111-359.01 wird der Ansatz in der Zeile „Haushaltsausgleich“ in 

den Jahren 2022 und 2023 sowie in der Zeile „Summe“ entsprechend erhöht. 

 

 

 

 
René Domke und Fraktion 

 

 

 
Franz-Robert Liskow und Fraktion 

 

 

 

 

 

Begründung: 
 

Die Anhörung im Innenausschuss hat deutlich gemacht, dass die Personalplanung bei der Fach-

hochschule für öffentliche Verwaltung, Polizei und Rechtspflege in Güstrow insbesondere im 

Bereich der Dozentenstellen nicht auskömmlich ist, um den Anforderungen an die Fachhoch-

schule gerecht zu werden. Insbesondere für den Bereich Cyberkriminalität fehlten mindestens 

zwei Dozentenstellen. Derzeit müsse aufgrund des fehlenden Personals die Wahl zwischen 

Aus- und Fortbildung getroffen werden. Angesichts der Bedeutung welches das Phänomen 

Cyberkriminalität in den letzten Jahren gewonnen hat, sowohl im Bereich der Polizei als auch 

im Bereich der Verwaltung, ist es zwingend erforderlich, auf diesem Gebiet nicht nur neue 

Anwärterinnen und Anwärter auszubilden, sondern auch Landesbedienstete stetig fortzubilden. 

Aus diesem Grund ist die Anzahl der Stellen für Dozenten zu erhöhen. Die Personalkosten 

werden mit der Erhöhung der Ansätze finanziell abgesichert.  


